
UV Recht & Reha Aktuell (UVR) 
08/2019 vom 27.08.2019 

- 413 - 

   
 DOK 372.11 

 
Ist der Weg eines Beschäftigten zur Arbeitsstätte, der von einem dritten Ort aus angetre-
ten wird, 3,5-mal länger als der Weg von der Wohnung des Beschäftigten zur Arbeits-
stätte und hat der Beschäftigte am dritten Ort ausschließlich eigenwirtschaftliche Zwe-
cke verfolgt, ist kein Versicherungsschutz nach § 8 Abs. 2 Nr. 1 SGB VII gegeben. 
 
§ 8 Abs. 2 Nr. 1 SGB VII 
 
Urteil des LSG Rheinland-Pfalz vom 07.05.2018 – L 2 U 197/17 – 
Bestätigung des Urteils des SG Koblenz vom 26.09.2017 – S 15 U 138/16 –  
Vom Ausgang des Revisionsverfahrens beim BSG – B 2 U 20/18 R – wird berichtet  
 

Die Beteiligten streiten über die Feststellung eines Unfallereignisses als Arbeitsunfall. 
Der zum Unfallzeitpunkt in B wohnende Kläger war bei der H.-Haus gGmbH beschäftigt und 
in der Personenbeförderung tätig. Seine Aufgabe war es, am frühen Morgen Teilnehmer an 
Maßnahmen von zu Hause abzuholen und zum Unternehmen zu bringen. Diese Tätigkeit en-
dete regelmäßig um 9 Uhr morgens. Ab 15:30 Uhr fuhr er die Teilnehmer wieder nach Hause. 
Am Unfalltag fuhr der Kläger nach seinem morgendlichen Dienst zu einem Freund in K, wo er 
die Zeit bis zu seinem Nachmittagsdienst verbrachte. Nach Angaben des Klägers fuhr er seit 
Jahren regelmäßig viermal wöchentlich zu diesem Freund, „weil er ihm helfen müsse“. Zum 
Dienstantritt am Nachmittag fuhr der Kläger mit seinem Motorrad von der Wohnung des 
Freundes zu seiner Arbeitsstätte. An einer Kreuzung erlitt er einen Verkehrsunfall, als ihm 
die Vorfahrt genommen wurde. Er erlitt multiple Prellungen an der Hand, an der Wirbelsäule, 
am Kopf und eine HWS - Distorsion. 
Die Beklagte lehnte die Anerkennung eines Arbeitsunfalls ab. Das SG Koblenz wies die 
Klage ab, weil die sog. Zwei-Stunden-Grenze überschritten worden sei und weil der Weg vom 
Freund zur Arbeit 3,5-mal so lang gewesen sei wie der von der Wohnung des Klägers zur Ar-
beitsstätte. 
Das LSG wies die Berufung des Klägers als unbegründet zurück. Der Kläger habe keinen 
Arbeitsunfall erlitten. Der Senat nimmt zunächst Bezug auf die seiner Ansicht nach zutreffenden 
Ausführungen des SG. Ergänzend führt er aus, dass bei Wegen zur Arbeitsstätte, die von 
einem dritten Ort aus angetreten werden, der Entfernung Bedeutung zukomme. Stehe die 
Länge des Weges vom dritten Ort zur Arbeitsstätte in einem angemessenen Verhältnis zur 
Länge der regulären Wegstrecke vom Wohnort zur Arbeitsstätte, dann stehe der Weg unter 
Versicherungsschutz. Sei der Weg vom dritten Ort zur Arbeit länger als der reguläre Weg zur 
Arbeit und habe der Beschäftigte am dritten Ort eigenwirtschaftliche Tätigkeiten ausgeübt, be-
stehe kein Bezug zur betrieblichen Tätigkeit. Liege ein längerer Weg vom dritten Ort zur Ar-
beitsstätte vor, habe der Beschäftigte aber am dritten Ort betriebsdienliche Zwecke ausgeübt, 
bspw. Arztbesuche zur Erhaltung der Arbeitsfähigkeit, sei der Weg vom dritten Ort zur Arbeits-
stätte dann eher betrieblichen Zwecken zuzuordnen, je näher die beabsichtigte oder schon voll-
zogene Verrichtung am dritten Ort der eigentlichen versicherten Tätigkeiten stehe (vgl. Urteil 
des BSG vom 02.05.2001 – B 2 U 33/00 R – [HVBG-Info 17/2001, S. 1608]). Müsse der Weg 
zur Arbeitsstätte vom dritten Ort aus angetreten werden aufgrund unvorhersehbarer betriebli-
cher Gründe, bestehe ebenfalls Versicherungsschutz. Vorliegend sei der vom Kläger gewählte 
Weg vom dritten Ort 3,5-mal so lang gewesen wie sein regulärer Weg und der Aufenthalt 
am dritten Ort habe eigenwirtschaftlichen Zwecken gedient, so dass kein Wegeunfall vor-
gelegen habe. 
Den vom Kläger in Bezug genommenen Entscheidungen des BSG lägen jeweils andere Sach-
verhalte zugrunde und diese wären somit nicht einschlägig. Ein versicherter Betriebsweg nach 
§ 8 Abs. 1 SGB VII habe ebenfalls nicht vorgelegen.  
Das LSG hat die Revision nicht zugelassen. (A.L.) 

 

https://dokcenter.dguv.de/livelink/llisapi.dll/fetch/2000/1860033/1864517/1899717/17_2001_12.pdf?nodeid=1899751&vernum=-2
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Das Landessozialgericht Rheinland-Pfalz hat mit Urteil vom 07.05.2018 – L 2 U 197/17 –  
wie folgt entschieden: 
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